
Bundessoziolgericht

Az.: 12 HJ 90/64
___—____________

I m N‘a m e n d e s V o l k e 3

In dem Rechtsstreit
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Verkündet am Beklagte und Revisionsklägerin,
25, März 1966

g e g e n

Kläger und Revisionsbeklegter,

hat der 12. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 25„ März 4966 durch

Bundesrichter S c h m i d t h a l 5
— Vorsitzender -

Bundesriéhter Dr„ S c h u b e r t
‘'Bundesrichter Dr° F r i e d e r i e h s ,

Bundessozialrichter R e i m e r
‘Bundessozialrichter B e n e d y e z u k

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgeriehts Berlin vom 12, Dezember 1965

mit den ihm zugrunde liegenden Feststellungen auf—

gehoben.

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückverwie—
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Gegen das Urteil des Landessozialgerichts (LSG) Berlin vom
12. Dezember 4965, in dem die Revision nicht zugelassen ist,

hat die Beklagte Revision eingelegt° Sie rügt ua Verletzung des

% 105 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG). Die Beklagte beantragt,
das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage

abzuweisen,

hilfsweise, ‘

das angefochtene Urteil aufzuheben und den Rechts—

streit zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das Landessczialg€rieht Berlin zurückzuverweisen.

Der Kläger beantragt,

die Revision der Beklagten als unzulässig zu

Z
verwerfen,

hilfsweise,

die Revision zurückzuweisen.

Die Revision der Beklagten hat Erfolg. Sie ist, obgleich das

Berufungsgericht sie nicht gemäß 5 462 Abs, ? Nr° ? SGG zuge—

lassen hat, nach 5 462 Abs, 4 Nr‚ 2 see statthaft, da die Be—
klagte einen wesentlichen Mangel im Verfahren des Berufungsge—

richt3*rügt, der auch vorliegt (BSG ?, 150).

Die Revision naeht
zur Begründung der Rüge, das LSG habe gegen

seine Amtsermittlungspflicht (@ 105 SGG) verstoßen, ua geltend,

der Sachverständige Dro T:;13, der den Kläger im Nevember 496q

untersucht habe, halte ihn noch für einsatzfähig als Friseuro

Leichte bis mittelschwere Arbeiten im Vechsel von Stehen und

sitzen könne der Kläger nach der Auffassung dieses Sachverstän-

digen noch leisten; allerdings sei es erforderlich, gelegent—

lich eine Sitzpause einzulegen, um statische Wirbelsäulenbe—

schnerden durch zu langes Stehen zu vermeiden; die üblichen Ar—

beitspausen müßten daher eine Ergänzung finden, jedoch dürfte —
so habe sich der Sachverständige Dr„ Tü;■::ausgedrückt — ”die

gesundheitlich bedingte Erwerbsbeschränkung eine Reduktion der

Arbeitszeit von täglich 8 auf 5 bis 6 Stunden angebracht er—
scheinen lassen”. Aus dieser Formulierung habe das LSG ge—
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schlossen, der Kläger könne überhaupt nur noch bis zu sechs

Stunden täglich als Friseur arbeiten‚ Das gehe aber aus die—

sem Satz des schriftlichen Sechverständigengutachtens nicht

hervor.) Das Gesegte sei vielmehr so zu verstehen, daß die

tatsächlich zumut are Arbeitszeit wegen der gelegentlichen

Sitzpnusen fünf bis sechs Stunden täglich betrage. Des Ee—

rufungsgericht hätte durch eine Rückfrage bei dem Sachver—

ständigen klären müssen, was der Sachverständige mit dem be—

eichneten Satz tatsächlich gemeint habea

Dioge■üge der Revision, das LSG habe seine Amtsermittlungs—

pflicht (@ 305 SGG) verletzt, greift durch° In der Tat hatv

das LSG zur Leistungsfähigkeit des Klägers folgendes fest;

gestcllt: ”Der Gutschter Dr° TT$£I ist der Meinung, die üb—

lichen Arb its W usen müßten eine Ergänzung finden„ Die tägli—

che Arbeitszeit müsse auf fünf bis sechs Stunden reduziert

werden“ (S. 8 des 81g0i‘ochtenen Urteils ) Diesen Feststellun—

gen des Berufungsgerichts liegen folgende Ausführungen des

o„chverstdnd1 en Dr‚ T ■nzzin dem schriftlichen Gutachten

vom 15. N0vcmber 496’1 (Bl. 64 ff der LSG—fktcn, hier S. 80)

zugrunde:

“Zu &) wäre zu fordern: gelegentliche Gewährung einer

Sitzpeuse, um die statischen Wirbelsäulenbes chwerden
durch zu langesununterbrochenes Stehen zu vermeiden.

Die üblichen Arbeitspausen müssen also eine Ergänzung

finden, iedoch dürfte die gesundheitlich bedingte Er—

ue1bs nesc1rannunl eine Reduktion der Arbeitszeit von
täglich 8 auf 5 bis 6 Stunden angebracht erscheinen

. Hwlasseno

Diese Ausführungen des Sachverständigen Dr° T::xr sind nicht
eindeutig „ Es ist denken r, daß die von der Beklagten diesen

Sätzen gegebene Deutung zutreffend ist, aber ebensos ehr ist

die vom LSG getroffene Auslegung möglich„ Da das LSG seine

Entscheidung 1me ein ich darauf gestützt hat, daß im Hinblick

auf eine Äußerung des Sachverständigen Dro itrxx die dem Klä—

ger noch mögliche Aroeitsseit auf fünf bis sechs Stunden täg5lich

beschränkt ist, hätte es sich vegen der Zweif elhaftigkeit des
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_ 4 „

vom Sachverständigen Ausgeführten gedrängt fühlen müssen, zu—
mindest durch eine Rückfrage bei dem Sachverständigen‚wenn

nicht gar durch seine Vernehmung im Termin vor dem LSG zwecks

mündlicher Erläuterung seines schriftlichen Gutachtens, die

Zweifel zu klären. Da es dies aber unterlassen hat‚ hat es

esnflicht (% 405 SGG) verstoßen.gegen seine Aufklärunv
„

Da das Verfahren des Berufungsgerichts wegen dieses Verstoßes

gegen € 105 SGG bereits an einem wesentlichen Mangel leidet,

kann ungeprüft bleiben, ob die weiteren von der Revision ge—

rügten Verfehrensmängel vorliegen‚

Die damit zulässige Revision ist auch begründet. Es ist nämlich

möglich, daß das Berufungsgericht zu einer anderen Entschei—

dung gelangt wäre, wenn es gesetzmäßig verfahren wäre. Mangels

ausreichender Feststellungen in dem angefochtenen Urteil kann

des Eundessozielgerieht in der Sache selbst nicht entscheiden°

Gemäß 5 170 Abs, 2 Satz 2 SGG muß daher das Urteil des LSG mit

den ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufgehoben und die

Suche zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das Beru—

fungsgericht zurückverwiesen werden,

Die Entscheidung über die Erstattung außergerichtlieher Kosten

des Revisionsverfahrens bleibt der das Verfahren abschließenden

Entscheidung vorbehalteno
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